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Rechtsfragen zur Umsetzung des 
Gesetzes zur besseren Verhinderung 
missbräuchlicher Vaterschafts-
anerkennungen 
FAQ für die Fachkräfte der Beistandschaft, basierend auf DIJuF-
Rechtsgutachten 6.8.2026 – SN_2026_1413 The 

Am 29.7.2026 ist das Gesetz zur besseren Verhinderung missbräuchlicher Anerken-
nungen der Vaterschaft und zur Änderung weiterer Vorschriften (BGBl. 2026 I Nr. 
221) in Kraft getreten. Hierdurch werden die bisherigen Regelungen zum Vorgehen 
bei Verdacht einer missbräuchlichen Vaterschaftsanerkennung ersetzt. 

Den Jugendämtern stellen sich verschiedene Rechtsfragen bzgl. der praktischen 
Umsetzung des neuen Gesetzes. Diese Fragen werden im Folgenden beantwortet. 
 
 

1. Muss die Beurkundungsperson bei der Aufnahme einer Vaterschaftsaner-
kennung prüfen, ob zwischen den Beteiligten ein „aufenthaltsrechtliches 
Gefälle“ besteht? 

Ein sog. „aufenthaltsrechtliches Gefälle“ liegt dann vor, wenn einer der Beteiligten 
(m/w/d)1 die deutsche Staatsangehörigkeit oder ein unbefristetes Aufenthaltsrecht 
besitzt und die andere Person einen schwächeren aufenthaltsrechtlichen Status hat 
(im Einzelnen § 85a Abs. 1 S. 1 AufenthG). Seit Inkrafttreten der neuen Regelung ist 
in diesen Fällen im Regelfall die Zustimmung der Ausländerbehörde zu einer Aner-
kennung der Vaterschaft erforderlich. Entbehrlich ist die Zustimmung dann, wenn 
(i) der Anerkennende der leibliche Vater des Kindes ist, (ii) er der leibliche oder der 

––––––––––––––––– 
1  Alle Geschlechter sind gemeint. Zugunsten der besseren Lesbarkeit wird jeweils durchgängig entweder nur 

die männliche oder nur die weibliche Form verwendet. 
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in ein deutsches Geburtenregister eingetragene rechtliche Vater eines anderen Kin-
des der Mutter ist, (iii) er und die Mutter einander nach der Geburt eines Kindes ge-
heiratet haben und die Ehe im Zeitpunkt der Beurkundung in einem deutschen Ehe-
register eingetragen ist oder (iv) der Anerkennende und die Mutter im Zeitpunkt der 
Beurkundung seit mind. 14 Monaten mit gemeinsamem Hauptwohnsitz in einem 
deutschen Melderegister geführt werden und sie unter diesem Hauptwohnsitz seit 
mind. 14 Monaten in einem gemeinsamen Haushalt in einer Wohnung zusammen-
leben (§ 85a Abs. 2 AufenthG). 

Liegt keine dieser Voraussetzungen vor, müssen der Anerkennende und die Mutter 
den Antrag auf Zustimmung selbst bei der Ausländerbehörde stellen (§ 85c Abs. 1 
S. 1 BGB). Diese entscheidet sodann per Verwaltungsakt und versagt ggf. die Zu-
stimmung, wenn es sich um eine sog. missbräuchliche Anerkennung der Vaterschaft 
handelt (§ 85b Abs. 1 S. 1 AufenthG). Eine solche liegt vor, wenn die Vaterschaft 
gezielt gerade zu dem Zweck anerkannt wird oder die Zustimmung der Mutter ge-
zielt gerade zu dem Zweck erteilt wird, um dem jeweils anderen oder dem Kind ein 
Aufenthaltsrecht zu verschaffen.  

Liegt keine Zustimmung der Ausländerbehörde vor und ist eine solche auch nicht 
entbehrlich, wird die Vaterschaftsanerkennung nicht wirksam (§ 1598 Abs. 1 S. 2 
BGB) und das Standesamt trägt die Vaterschaft nicht in das Geburtenregister ein 
(§ 44b PStG). 

Mit dem neuen Gesetz wird also die Prüfung, ob eine missbräuchliche Vaterschafts-
anerkennung vorliegt, vollständig auf die Ausländerbehörde bzw. das Standesamt 
verlagert. Die Beurkundungsperson hat lediglich die Anerkennungserklärung sowie 
die erforderlichen Zustimmungserklärungen der Beteiligten aufzunehmen. Ob ein 
„aufenthaltsrechtliches Gefälle“ vorliegt, muss sie nicht in eigener Verantwortung 
prüfen. Bestehen Zweifel, können sich die Beteiligten auch direkt an das Standesamt 
mit der Bitte um Eintragung des Anerkennenden in das Geburtenregister wenden 
(§ 44b Abs. 2 PStG). Dieses Vorgehen bietet sich an, wenn eine Ausnahme vom Zu-
stimmungserfordernis in Betracht kommt. Kommt das Standesamt zu dem Ergebnis, 
dass die Zustimmung der Ausländerbehörde entbehrlich ist, wird es die Vaterschaft 
in das Geburtenregister eintragen. Ansonsten wird es die Beteiligten an die Auslän-
derbehörde zur Beantragung der Zustimmung verweisen. 

 

2. Ändert sich durch das neue Gesetz die Belehrung? 

Das DIJuF hat seine „Niederschrift über die Belehrung vor Anerkennung der Vater-
schaft bzw. vor Anerkennung einer Unterhaltsverpflichtung“ aktualisiert. Diese weist 
die Beteiligten nun auch darauf hin, dass die Wirksamkeit der Anerkennung von der 
Zustimmung der Ausländerbehörde abhängen kann. 

Bestehen im Einzelfall Anhaltspunkte dafür, dass zwischen der anerkennenden Per-
son und der Mutter ein „aufenthaltsrechtliches Gefälle“ vorliegt, sollten die Beteilig-
ten ausführlicher über die neue Gesetzeslage belehrt werden. Hierfür stellt das DIJuF 
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die neue Mustervorlage „Niederschrift über die Belehrung vor Anerkennung der Va-
terschaft bei in Betracht kommendem sog. ‚aufenthaltsrechtlichem Gefälle‘“ zur Ver-
fügung. 

➢ Die neuen Mustervorlagen sind auf der Internetseite des DIJuF für alle Beur-
kundungspersonen der Jugendämter frei abrufbar unter www.dijuf.de/veröf-
fentlichungen.  

 

3. Muss der Beurkundungstext geändert werden? 

Ist die Zustimmung der Ausländerbehörde erforderlich, ist die Vaterschaftsanerken-
nung bis zu deren Erteilung schwebend unwirksam (§1598 Abs. 1 S. 2 BGB).  

In Fällen, in denen die Beurkundungsperson das Vorliegen eines „aufenthaltsrecht-
lichen Gefälles“ vermutet, kann in der Urkunde der Hinweis aufgenommen werden, 
dass die Anerkennung uU nur mit Zustimmung der Ausländerbehörde wirksam wer-
den kann. Eine gesetzliche Pflicht zur Aufnahme eines solchen Zusatzes in der Ur-
kunde selbst besteht nicht. 

➢ Ein solcher Zusatz könnte wie folgt formuliert werden: „Mir/uns ist bekannt, 
dass für die Wirksamkeit der Vaterschaftsanerkennung noch die Zustimmung 
der Ausländerbehörde erforderlich sein kann.“ 

 

4. Können im Falle eines „aufenthaltsrechtlichen Gefälles“ die Sorgeerklä-
rungen bereits zusammen mit der Anerkennungserklärung abgegeben 
werden? 

Sorgeerklärungen können grundsätzlich nur von den Eltern abgegeben werden 
(§ 1626a Abs. 1 Nr. 1 BGB). Allerdings ist es auch möglich, die Sorgeerklärung be-
reits vor Eintreten der Elternstellung abzugeben. ZB kann eine Sorgeerklärung schon 
vor der Geburt des Kindes abgegeben werden (§ 1626 Abs. 2 BGB). Sie ist dann, 
genau wie die vorgeburtlich erklärte Vaterschaftsanerkennung, schwebend unwirk-
sam bis zur Geburt des Kindes (Knittel JAmt 2018, 486). 

Entsprechend hat die Beurkundungsperson die Beurkundung von Sorgeerklärungen 
nicht von der Geburt des Kindes oder vom Nachweis der Vaterschaft abhängig zu 
machen bzw. zurückzustellen. Auch im Falle eines „aufenthaltsrechtlichen Gefälles“ 
kann und muss die Beurkundungsperson die Sorgeerklärungen also auch schon vor 
der Entscheidung der Ausländerbehörde aufnehmen. 

Dies folgt auch aus der neuen Regelung, dass der Anerkennende bei Vorliegen einer 
wirksamen Sorgeerklärung schon vor der Zustimmung der Ausländerbehörde die 
Sorge über das Kind erhält, wenn die Mutter stirbt oder ihre elterliche Sorge ruht 
(§ 1598 Abs. 3 BGB). Es ist zu bemerken, dass diese Vorschrift nicht eindeutig for-
muliert ist, wenn von „wirksame[n] Sorgeerklärungen“ gesprochen wird. Denn wä- 
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ren die Sorgeerklärungen bereits vor der Zustimmung der Ausländerbehörde wirk-
sam, gäbe es keinen Bedarf für eine zusätzliche Regelung des Wirksamwerdens in 
Ausnahmefällen, da der Anerkennende dann ohnehin schon sorgeberechtigt wäre. 
Die Gesetzesbegründung schweigt zu dieser Problematik. Die Vorschrift kann daher 
nur so verstanden werden, dass der Gesetzgeber von der Möglichkeit ausging, dass 
Sorgeerklärungen auch bei Vorliegen eines „aufenthaltsrechtlichen Gefälles“ bereits 
vor Wirksamwerden der Vaterschaftsanerkennung abgegeben werden können und 
dass diese Sorgeerklärungen bis zur Zustimmung der Ausländerbehörde schwebend 
unwirksam sind, solange nicht die Mutter verstirbt oder die elterliche Sorge ruht. 

Es besteht die Möglichkeit, einen Zusatz in der Urkunde anzubringen, der darauf hin-
weist, dass die Wirksamkeit der Sorgeerklärung von der Wirksamkeit der Vater-
schaftsanerkennung abhängt. Eine gesetzliche Pflicht zur Aufnahme eines solchen 
Zusatzes in der Urkunde selbst besteht nicht. 

➢ Ein solcher Zusatz könnte wie folgt formuliert werden: „Mir/uns ist bekannt, 
dass die Wirksamkeit der Sorgeerklärung eine rechtswirksame Vaterschaftsa-
nerkennung voraussetzt. Mir/uns ist auch bekannt, dass für die Wirksamkeit 
der Vaterschaftsanerkennung noch die Zustimmung der Ausländerbehörde er-
forderlich sein kann.“ 

 

5. Besteht eine Mitteilungspflicht der Beurkundungsperson gegenüber der 
Ausländerbehörde? 

Öffentliche Stellen haben unverzüglich die zuständige Ausländerbehörde zu unter-
richten, wenn sie im Zusammenhang mit der Erfüllung ihrer Aufgaben Kenntnis er-
langen von Tatsachen, die für die Prüfung, ob eine missbräuchliche Anerkennung der 
Vaterschaft vorliegt, erheblich sind (§ 87 Abs. 7 AufenthG). Öffentliche Stellen sind 
alle Einrichtungen der staatlichen Verwaltung, in denen öffentliche Aufgaben wahr-
genommen werden (BeckOK/Kluth AuslR, 47. Ed. 2026, AufenthG § 87 Rn. 12 f.). 
Erfasst sind also auch die Jugendämter mit ihren Beurkundungspersonen. 

Demnach haben Beurkundungspersonen von nun an missbrauchsrelevante Tatsa-
chen auch ohne entsprechendes Ersuchen zwingend an die Ausländerbehörden zu 
übermitteln (BT-Drs. 382/24, 53). Es kann sich hierbei sowohl um Tatsachen han-
deln, die für als auch gegen eine missbräuchliche Anerkennung sprechen. Eine Er-
mächtigungsgrundlage zur Übermittlung dieser Sozialdaten findet sich in § 71 Abs. 
2 S. 1 Nr. 2 SGB X (zur Kritik des DIJuF an der Regelung vgl. DIJuF-Stellungnahme 
vom 21.11.2025.). 
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6. Gibt es eine Übergangsregelung für Anerkennungsanträge, die bereits vor 
Inkrafttreten des neuen Gesetzes gestellt, aber noch nicht beurkundet 
wurden? 

Für noch offene Beurkundungsfälle, die nicht bis zum Ablauf des 28.7.2026 abge-
schlossen wurden, gilt, dass das alte Recht Anwendung findet (§ 105d AufenthG; 
BT-Drs. 382/24, 54). Wenn die Beurkundung der Anerkennung der Vaterschaft oder 
der Zustimmung der Mutter nach § 1597a BGB aF ausgesetzt und der Fall der Aus-
länderbehörde übergeben wurde, wird dieses Verfahren folglich nach den bisheri-
gen Vorschriften abgeschlossen. 

Fälle, in denen lediglich die Beurkundung der Vaterschaftsanerkennung vor dem 
29.7.2026 beantragt, aber noch nicht vorgenommen und auch das Verfahren noch 
nicht ausgesetzt wurde, sind folglich nach der neuen Rechtslage zu behandeln und 
die Beteiligten haben bei vorliegendem „aufenthaltsrechtlichem Gefälle“ die Zustim-
mung der Ausländerbehörde einzuholen. Eine Aussetzung des Verfahrens nach al-
tem Recht erfolgt dann nicht mehr. 


